FRL Jugendeinrichtungen

Richtlinie
des Sachsischen Staatsministeriums
fiir Soziales, Gesundheit und Familie

tber die Gewahrung investiver Zuwendungen fiir Jugendeinrichtungen

Vom 10. Juni 1997

Der Freistaat Sachsen gewahrt nach MaBgabe dieser Richtlinie und der allgemeinen haushaltsrechtlichen
Bestimmungen, insbesondere der §§ 23 und 44 Vorlaufige Haushaltsordnung des Freistaates Sachsen (Vorlaufige
Sachsische Haushaltsordnung — S&HO) vom 19. Dezember 1990 (S&chsGVBI. S. 21), auf der Grundlage von § 82
Abs. 2 SGB VIIl Zuwendungen fir Investitionen zur Verbesserung der Unterbringungs- und Betreuungssituation
von Kindern und Jugendlichen in Jugendbhilfeeinrichtungen.
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Zweck der Forderung

Gegenstand der Férderung sind vorwiegend der Neubau und Umbau sowie die Erweiterung und
Sanierung von Jugendhilfeeinrichtungen (einschlieBlich Erstausstattung).

Gegenstand der Férderung

Die investiven MaBnahmen beziehen sich auf jene Bereiche der Jugendhilfe, die in der Zustandigkeit des
Séchsisches Staatsministe-rium fir Soziales, Gesundheit und Familie liegen.
Dies k6nnen unter anderem investive MaBnahmen sein in

a) Jugendzentren, Hausern der Offenen Tur,

b) Jugendfreizeit- und Jugendbegegnungsstatten,

c) Jugendclubs, -treffs, -cafes,

d) Jugendberatungsstellen, Erziehungsberatungsstellen

e) Einrichtungen im Bereich der Hilfen zur Erziehung, zum Beispiel Kinder- und Jugendheime,
Betreutes Wohnen (§ 34 SGB VIII),

f) Einrichtungen fiir Tagesgruppen (§ 32 SGB VIII),

9) Einrichtungen der Jugendsozialarbeit und Jugendberufshilfe (§ 13 SGB VIIl),

h) Einrichtungen des erzieherischen Jugendschutzes (§ 14 SGB VIII).

Ausgeschlossen von der Férderung nach dieser Richtlinie sind Kindertagesstatten und Horte.
Zuwendungsempfénger

Antragsberechtigt sind die Spitzenverbé&nde der freien Wohlfahrtspflege und ihre Untergliederungen
sowie die ihnen angeschlossenen Organisationen. Auch freie Trager der Jugendhilfe, die keinem
Spitzenverband angeschlossen sind, kdnnen geférdert werden. Ausnahmsweise sind auch
Initiativgruppen antragsberechtigt, wenn sie die Gewabhr fiir eine ordnungsgemaBe Durchfiihrung der
MaBnahme bie-ten. Ferner kdnnen Landkreise, Stddte, Gemeinden und kommunale Zweckverbande
Antrége stellen.

Zuwendungsvoraussetzungen

Investive MaBnahmen von freien Tragern der Jugendhilfe sind mit dem 6rtlich zustdndigen Jugendamt
abzustimmen.

Bei kommunalen Antragstellern sind ab einer Zuwendungshéhe von 2 500 000 EUR folgende Unterlagen
zusatzlich erforderlich:

e eine landesplanerische Stellungnahme un

e deine positive Stellungnahme der zustadndigen Rechtsaufsichtsbehdrde.

Antrage auf Gewahrung investiver Zuwendungen sind spéatestens am 1. Oktober vor Beginn des
Haushaltsjahres, in dem das Vorhaben begonnen werden soll, der zustdndigen Rechtsaufsichtsbehérde
vorzulegen.

Art, Umfang und Hohe der Zuwendung

Zuwendungsfdhige Aufwendungen

Zuwendungsfahig sind bei Neubauten die als notwendig anerkannten Kosten fir

nichtéffentliche ErschlieBung des Baugrundstiicks (Kosten nach DIN 276, Kostengruppe 2.2),
das Bauwerk (Kosten nach DIN 276, Kostengruppe 3),

das Inventar (Ersatzausstattung) (Kosten nach DIN 276, Kostengruppe 4),

die AuBenanlagen (Kosten nach DIN 276, Kostengruppe 6),

e die Baunebenkosten (Kosten nach DIN 276, Kostengruppe 7).

Zuwendungsféhig sind die Kosten fiir Kinder- und Jugendheime (vergleiche Nummer 2 Buchst. ) bis zu
55 000 EUR je Platz, davon entfallen héchstens 50 000 EUR auf Baukosten ohne Ausstattung und
5000 EUR auf die Ausstattung.

Die Kosten fur MaBnahmen gemaB Nummer 2 Buchst. f bis h sind bis zu 30 000 EUR zuwendungsfahig.
Es wird davon ausgegangen, daB das Grundstiick dem Tréger der Einrichtung gehért oder ihm
unentgeltlich oder in Erbpacht bzw. einem langfristigen Pachtvertrag zur Verfligung steht. Die Kosten fir
den Erwerb von Grundstlicken und Geb&uden sind nur in begriindeten Ausnahmeféllen mit vorheriger
Zustimmung des Sachsischen Staatsministeriums der Finanzen zuwendungsfahig.

Zuwendungsféhig sind bei Umbau-, Sanierungs- und ModernisierungsmaBnahmen insbesondere die
notwendigen Kosten fiir
e die Schaffung und Einrichtung von Betreuungsplatzen fiir Kinder und Jugendliche in den Bereichen
der Nummern Buchst. e bis h,
e Umbauten zur Reduzierung der Belegungsdichte im Betrieb der Nummer Buchst. e,

e die Schaffung und Einrichtung von jugendgemaéBen Gemeinschafts-, Freizeit- und
Betreuungsraumen,
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e die Verbesserung von sanitaren-, Kiichen- und Heizungsanlagen,
e die Dachsanierung oder BaumaBnahmen an Fassaden, Fenstern und FuBbdden
e die Abldsung von asbesthaltigen Materialien.

Art, Umfang und Héhe der Zuwendung

Die Férderung wird in der Regel im Wege der Anteilsfinanzierung im Rahmen einer Projektférderung
gewahrt. Dabei soll der Anteil an Landesmitteln 40 vom Hundert der zuwendungsfahigen Gesamtkosten
des Projektes nicht Uberschreiten.

Finanzierung

Eigenkapital des Tragers
Es wird ein Eigenkapital des Trégers der Einrichtung in angemessener H6he erwartet, mindestens in
Héhe von 10 vom Hundert der zuwendungsféhigen Kosten.

Kommunale Zuschiisse
Es wird eine kommunale Férderung (Gemeinde und Kreis) von insgesamt mindestens 20 vom Hundert
erwartet.

Sonstige Férderprogramme

Zusatzlich kdnnen zur Sicherstellung der Finanzierung Bundesmittel und sonstige Mittel aus anderen
Forderprogrammen (zum Beispiel zur Denkmalspflege und Erhaltung historischer Bausubstanz)
eingesetzt werden.

Bewilligungsverfahren

Bewilligungsbehdrde
Bewilligungsbehérde ist das Landesamt fir Familie und Soziales — Landesjugendamt.

Antragsverfahren

Die Trager der Einrichtungen beantragen die Zuwendungen schriftlich unter Verwendung des
beiliegenden Formblattes bei der Bewilligungsbehérde.

Freie Trager, die einem Spitzenverband angeschlossen sind, figen dem Antrag die Stellungnahme ihres
Spitzenverbandes bei. Diese wie alle anderen Trager der freien Jugendhilfe und Initiativgruppen haben
eine Stellungnahme des 6rtlich zustandigen Jugendamtes beizufligen (vergleiche Nummer 4.1).

Die Bewilligungsbehdrde prift die Antrage, erstellt eine Férderliste und legt diese dem Sé&chsischen
Staatsministerium flir Soziales, Gesundheit und Familie (SMS) zur Entscheidung vor.

Auf der Grundlage der vorgelegten Liste und der zur Verfiigung stehenden Haushaltsmittel entscheidet
das SMS in Abstimmung mit dem Landesjugendamt tber die zu férdernden Projekte.

Die Bewilligungsbehérde erlaBt den Bewilligungsbescheid und trifft dann nahere Bestimmungen auch
Uber die dem Zuwendungsempfanger obliegenden Mitteilungspflichten liber den Verwendungsnachweis
und die Voraussetzungen fiir Ricknahme und Widerruf des Bewilligungsbescheides sowie der
Ruckfihrung der Zuwendung.

Die Zuwendung erfolgt nach dem Musterbescheid fiir die investive Férderung von Einrichtungen der
Jugendhilfe.

Auszahlung
Die Auszahlung des bewilligten Zuschusses erfolgt durch die Bewilligungsbehdérde nach Baufortschritt.

Priifung

Die Bewilligungsbehérde priift den Verwendungsnachweis. Sie ist auch zusténdig fir Rlicknahme oder
Widerruf des Bewilligungsbescheides einschlieBlich Rickforderung der Zuwendung. Die
Bewilligungsbehdorde ist berechtigt, Blicher, Belege und sonstige Geschaftsunterlagen anzufordern, sowie
die Verwendung der Zuwendung durch értliche Erhebungen zu prifen oder durch Beauftragte priifen zu
lassen. Der Zuwendungsempfanger hat die erforderlichen Unterlagen bereitzuhalten und die
notwendigen Auskiinfte zu erteilen.

Fur die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie fiir den Nachweis und die
Prifung der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbe-scheids
und die Ruckforderung der gewahrten Zuwendung gilt die Vorlaufige Verwaltungsvorschrift des
Séachsischen Staatsministeriums der Finanzen fir die Bewilligung staatlicher Zuwendungen nach § 44
Abs. 1 der Vorlaufigen Sachsischen Haushaltsordnung (Vorl. VV zu § 44 SAHO) vom 13. Mai 1992
(ABI.SMF Nr. 5/1992 S.1), soweit nicht in diesen Férderrichtlinien Abweichungen zugelassen worden sind.

Ausnahmeregelung

Das Sachsische Staatsministerium flir Soziales, Gesundheit und Familie kann in begriindeten Fallen
Ausnahmen oder Abweichungen von den Nummern 2 bis 5 der vorliegenden Férderkriterien zulassen.

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1997 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Richtlinie vom
1. August 1992 (SachsABI. S. 1277) auBer Kraft.

Dresden, 10. Juni 1997

Der Staatsminister
fiir Soziales, Gesundheit und Familie
Dr. Hans Geisler

Anderungsvorschriften

Anderung der Richtlinie tiber die Gewahrung investiver Zuwendungen fir Jugendeinrichtungen

Art. 2 der Richtlinie vom 21. Dezember 2001 (SachsABI. S. 100, 100)

AuBer Kraft gesetzt
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Verwaltungsvorschrift des S&chsischen Staatsministeriums fur Soziales, Gesundheit, Jugend und
Familie zur AuBerkraftsetzung von Richtlinien auf dem Gebiet der Jugendhilfe des Sachsischen
Staatsministeriums fir Soziales, Gesundheit, Jugend und Familie und des Sachsischen
Staatsministeriums fir Kultus sowie des Sachsischen Staatsministeriums fir Umwelt und
Landwirtschaft

vom 20. November 2001 (S&chsABI. S. 1241)

Verwaltungsvorschrift des Sachsischen Staatsministeriums flr Soziales, Gesundheit, Jugend und
Familie zur AuBerkraftsetzung von Richtlinien auf dem Gebiet der Jugendhilfe des Sachsischen
Staatsministeriums fir Soziales, Gesundheit, Jugend und Familie und des Sachsischen
Staatsministeriums fur Kultus sowie des Sachsischen Staatsministeriums fir Umwelt und
Landwirtschaft

vom 20. November 2001 (SachsABI. S. 1241)

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 01.01.2002 Seite 3von 3



	Richtlinie des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales, Gesundheit und Familie  über die Gewährung investiver Zuwendungen für Jugendeinrichtungen
	Änderungsvorschriften
	Außer Kraft gesetzt

